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Für das Nachschlagewerk ! ja ?*: \y ..$

Für die Sammlung ! ja

Für die Fachpresse ! ja

Gesetz: PersVG §§ 61, 70, 75; KSchG §§ 1, 3

Leitsätze:

1. Klagt ein Arbeitnehmer auf Feststellung der 
Nichtigkeit oder Unwirksamkeit einer ihm ge­
genüber ausgesprochenen Kündigung, so hat das 
Arbeitsgericht gegebenenfalls auch zu prüfen, 
ob nach dem tatsächlichen Vorbringen der Klage­
antrag nach dem KSchG gerechtfertigt ist.

2. Erklärt der klagende Arbeitnehmer in der Tat­
sacheninstanz ausdrücklich, er stütze seinen 
Klageantrag nicht oder nicht mehr auf das KSchG, 
so ist grundsätzlich davon auszugehen, daß er

- damit seinen Klagevortrag seinem tatsächlichen 
Inhalt nach beschränkt. In diesem Fall ist es 
den Tatsacheninstanzen, weil auch das arbeits­
gerichtliche Nrteilsverfahren insoweit der Par­
teiherrschaft unterliegt, verwehrt, den Klage­
antrag unter dem Gesichtspunkt des KSchG zu 
prüfen, zumal auch dem verklagten Arbeitgeber 
jeder Anlaß genommen ist, seinerseits die Tat­
sachen vorzubringen, die in einem Kündigungs- 
schutzprozeß zu behaupten und evtl, zu bewei­
sen seine Sache wäre.

3. Kündigungen gegenüber Arbeitnehmern des öffent­
lichen Dienstes unterliegen abgesehen von 
fristlosen Entlassungen dem Mitwirkungsrecht 
des Personalrats. Das Mitwirkungsrecht ist ge­
setzliche Wirksarakeitsvoraussatzung der Kündi­
gung.

4. Sieht ein Beschluß einer Zentralbehörde eine 
Stellenverminderung auch für das Personal der 
nac?ngeordneten Dienststellen vor, ohne daß die 
Kündigung bestimmter Arbeitnehmer angeordnet 
wird, vielmehr die Auswahl der Arbeitnehmer, 
denen aus Gründen der Personalverminderung zu 
kündigen ist, .dem Leiter der nachgeordneten 
Dienststellen überlassen bleibt, so ist für die 
Mitwirkung bei der Kündigung eines Arbeitneh­
mers der Personalrat der Dienststelle zustän­
dig. die die Kündigung ausspricht.
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5. Hur die den Arbeitnehmer treffende konkrete Maßnahme 
und Entscheidung ist daraufhin zu prüfen, ob sie dem 
Mitwirkungsrecht der Personalvertretung unterliegt 
und ob die Bestimmungen über Formen und Durchführung 
der Mitwirkung hierbei ordnungsgemäß beachtet worden 
sind. Darauf, ob der Beschluß einer Zentralbehörde 
über die Verminderung der Planstellen auch der nach- 
geordneten Dienststellen dem I.Iitwirkungsrecht der 
bei der Zentralbehörde bestehenden Personalvertre~ 
tung unterliegt, kommt es hierbei nicht an.

Aktenzeichen: 1 AZR 576/56 

Urteil des BAG vom 7. Februar 1958 - DAG Bayern
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ljiZR 576/56
Ber.Reg.Nr. N 255/56/VI H 
(Bayern, Sitz Nürnberg)

Verkündet 
am 7. Februar 1958 
gez. Henkelmann, 
Angestellte 

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

Xn Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vorn 7. Februar 1958 durch 
den Senatspräsidenten Br. Poelmann, die Bundesrichter 
Dr. Meier-Scherling und Br. Schröder sowie die Bundes- 
arbeitsrichter Br. Gerland und Hüsing für Recht er­
kannt j

Bie Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bayern in Nürnberg 
vom 16. Oktober 1956 - N 255/56/VI H - wird 
zur ückgev/i esen.
Bie Klägerin trägt die K0sten der Revision.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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Tatbestand:
Die Klägerin war vom 1. September 1940 bis zum 

15* März 1945 und dann wieder vom 9* Juni 1952 an in­
nerhalb der ArbeiteVerwaltung tätig und zuletzt als 
Angestellte in Vergütungsgruppe VIII bei dem Arbeits-

Im März 1956 beschloß der bei der Beklagten ge­
bildete Verwaltungsausschuß, die Zahl der Planstellen 
(Beamte und Dauerangestellte) für Landesarbeitsamter * 
Arbeitsämter und ZAV (Kapitel 6, Titel 101 und 104» 
Unterteil a) im Haushalt 1956 im Hinblick auf die ein­
getretenen Veränderungen in der Arbeitsbelastung ge­
genüber der Zahl der für 1955 genehmigten Stellen um 
5 fö zu verringern.

Bei der Beschlußfassung des Verwaltungsausschus­
ses hat der bei der Beklagten gebildete Hauptpersonal­
rat nicht mitgewirkt.

Der Klägerin wurde mit Schreiben des Direktors 
des Arbeitsamtes in ^ ' Juni 1956
unter Bezugnahme auf diesen Beschluß zum 31. Dezember 
1956 gekündigt. Vor der Kündigung hatte der Direktor 
des Arbeitsamtes mit dem Personalrat bei dem Arbeits­
amt li!jjjfS£9ESSS[?verhandelt und dann im Einvernehmen 
mit diesem Personalrat die Kündigung ausgesprochen.
Der Einspruch der Klägerin hiergegen blieb erfolglos. 
Der Personalrat stimmte vielmehr der Kündigung erneut 
zu.

Die Klägerin wendet sich gegen die Hechtswirksam­
keit dieser Kündigung. Sie ist der Auffassung, daß die 
Kündigung auf dem Beschluß des Verwaltungsrats über 
die Verringerung der Planstellen beruhe. Dieser Be­
schluß sei aber deshalb rechtsunv/irksam, weil er ohne 
die gebotene Mitwirkung des Hauptpersonalrats zustan­
de gekommen sei. Auch habe die Zustimmung zu ihrer 
Entlassung nicht von dem Personalrat bei dem Arbeits­
amt M abgegeben werden können. Denn im Hin-

tigt.
amt M Nebenstelle in "Bayern besehäf-
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blick auf den ihn bindenden Beschluß des Verwaltungsaus­
schusses sei der Direktor des Arbeitsamtes 
nicht zur Entscheidung befugt gewesen; deshalb habe anstel­
le des Personalrats beim Arbeitsamt ^ ^ 3 5 9 9 9 ^ bei der 
Kündigung der Hauptpersonalrat mitwirken müssen. Die Kläge­
rin hat beantragt festzustellen, daß die Kündigung nichtig 
sei.

In der Klageschrift hat die Klägerin weiter vorgetra­
gen, die Kündigung sei auch sozial nicht gerechtfertigt. In 
der mündlichen Verhandlung vor dem Arbeitsgericht vom 22. 
August 1956 hat sie jedoch erklärt, ”sie ziehe den hilfswei­
se gestellten Antrag, der auf das Kündigungsschutzgesetz ge­
stützt sei, zurück, da durch verspätete Einreichung der 
Vollmacht die Prist des § 3 KSchG verstrichen sei1'.

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten.
Beide Vorinstanzen haben die Klagö abgewiesen.

Ent sche idungsgründe:
Die von der Klägerin eingelegte Revision ist kraft Zu­

lassung statthaft. Sie ist auch in rechter Prist und Form 
eingelegt und begründet worden.

Die Klägerin konnte jedoch mit der Revision keinen Er­
folg haben.
I. Zunächst ist davon auszugehen, daß der tatsächliche 
und rechtliche Vortrag der Klägerin entgegen den Ausführun­
gen in der Klageschrift, in denen das Klagebegehren auch 
auf § 1 KSchG gestützt war, nur auf die Frage der Unwirk­
samkeit der Kündigung aus Gründen, die außerhalb des Kündi­
gungsschutzgesetzes liegen, beschränkt ist. Die Klägerin 
hat in der mündlichen Verhandlung vor dem Arbeitsgericht 
ausdrücklich den hilfsweise gestellten Antrag, der auf das 
Kündigungsschutzgesetz gestützt war, zurückgezogen. Im Hin­
blick auf diese Erklärung haben sich weder das Arbeitsge­
richt noch das Landesarbeitsgericht mit der Frage beschäf­
tigt, ob die Kündigung deshalb reehtsunwirksam ist, weil 
sie sozial ungerechtfertigt ist.

A
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Mit der Hevision versucht die Klägerin erneut, 
ihre Klage auch auf die Vorschriften des Kündigungs­
schutzgesetzes zu stützen. Dies ist jedoch nicht zu­
lässig.

Die Klägerin hat sich in den Vorinstanzen des­
halb nicht mehr auf das Kündigungsschutzgesetz beru­
fen, weil im Hinblick auf die verspätete Einreichung 
der ihrem Prozeßbevollmächtigten erteilten Vollmacht 
die Prist zur Klageerhebung nach dem Kündigungsschutz­
gesetz ihrer Ansicht nach verstrichen war. Diese Rechts­
ansicht der Klägerin ist fehlerhaft. Die Kündigung ist 
der Klägerin am 29- Juni 1956 erklärt worden. Die Kla­
ge ist am 18. Juli 1956, also innerhalb der Drei-V/ochen- 
Prist des § 3 KSchG eingegangen. Damit hatte die Kläge­
rin die Prist zur Klageerhebung gewahrt, auch wenn die 
Prozeßvollmacht auf ihren Prozeßbevollmächtigten erst 
später eingereicht worden ist. Zwar hat das Gericht 
den Mangel der Vollmacht im arbeitsgerichtlichen Ver­
fahren von Amts wegen zu berücksichtigen (§88 Abs. 2 
ZPO), die ohne Beifügung einer Vollmacht eingereichte 
Klage ist aber immerhin zur Pristwahrung ausreichend.
Über diese Klage muß entschieden werden. Aus § 89 ZPO 

folgt, daß das Gericht 'die Einreichung der Vollmacht zu 
veranlassen hat; das Gericht kannäber, wenn eine Voll­
macht nicht eingereicht ist, sich nicht auf den Stand­
punkt stellen, eine Klage sei überhaupt nicht eingereicht. 
Daß der Prozeßbevollmächtigte zur Zeit der Einreichung 
der Klage keine Vollmacht der Klägerin besaß, ist nicht 
einmal festgestellt. Der Mangel der fehlenden schriftli­
chen Prozeßvollmacht ist durch die nachträgliche Ein­
reichung der mit dem Datum des 13. Juli 1956 versehe­
nen Vollmachtsurkunde noch vor dem Termin geheilt wor­
den. Die Klage ist also im Sinne des Kündigungsschutz­
gesetzes innerhalb der Drei-Wochen-Prist erhoben wor­
den. Die Klägerin war daher nicht gehalten, ihr Vorbrin­
gen, die Kündigung sei sozial nicht gerechtfertigt, fal­
len zu lassen.
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Eine solche Erklärung hat die Klägerin aber abgegeben. 
Das schloß aus, daß sich das Arbeitsgericht und das Landes- 
arbeitsgericht überhaupt noch mit der Frage, ob die Kündi­
gung sozial ungerechtfertigt im Sinne des Kündigungsschutz­
gesetzes sei, beschäftigen durften. Zwar hätten Arbeitsge­
richt und Landesarbeitsgericht dann, wenn die Klägerin in­
soweit keine Erklärungen abgegeben hätte, prüfen müssen, ob 
der Klageantrag, der auf Feststellung der Dichtigkeit der 
Kündigung lautete, nach dem tatsächlichen Vorbringen der 
Klägerin entweder nach Gründen außerhalb des Kündigungs­
schutzgesetzes oder nach den Vorschriften des Kündigungs­
schutzgesetzes gerechtfertigt war. Wenn aber die Klägerin 
ausdrücklich erklärte, sie stütze ihren Klageantrag nicht 
mehr auf das Kündigungsschutzgesetz, so war damit, da auch 
das arbeitsgerichtliche Urteilsverfahren insoweit der Par- 
teiherrschaft untersteht, eine Prüfung nach dem Kündigungs­
schutzgesetz den Vorinstanzen verwehrt, zumal damit auch 
der Beklagten jeder Anlaß genommen war, die Tatsachen vor­
zutragen, die in einem Kündigungsschutzprozeß zu behaupten 
und evtl, zu beweisen Sache des Arbeitgebers ist. Lurch die 
Erklärung in dem Termin vor dem Arbeitsgericht ist damit 
der Klagevortrag auch seinem tatsächlichen Inhalt nach, 
nicht nur dem Rechtsvortrag nach, beschränkt worden, und 
zwar mit der Wirkung, daß das Arbeitsgericht nicht mehr auf 
diesen tatsächlichen Vortrag eingehen konnte. Wenn die Klä­
gerin in der Berufung gegen das klagabweisende Urteil des 
Arbeitsgerichts auf die Frage der Sozialwidrigkeit (im Sin­
ne des KSchG) der Kündigung nicht wieder zurückgekommen ist, 
so brauchte auch das Landesarbeitsgericht auf diese Frage 
im Hinblick auf die von der Klägerin bereits vor dem Ar­
beitsgericht abgegebenen Erklärungen nicht mehr einzugehen. 
Lie Klägerin kann nunmehr in der Revisionsinstanz die Frage 
der Sozialwidrigkeit der Kündigung nicht zur Erörterung 
stellen. Denn in diesem Vortrag der Revision liegt ein neu­
es tatsächliches Vorbringen, das nicht Gegenstand des Pro­
zeßstoffes in den Vorinstanzen mehr war. Lie Einführung 
derartigen neuen tatsächlichen Prozeßstoffes ist in der 
Revisionsinstanz nicht möglich.
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II. Die Klage richtet sich gegen die Rechtswirksam-

se Kündigung soll nach Ansicht der Klägerin deshalb 
rechtsunwirksam sein, weil sie auf dem Beschluß des 
Verwaltungsausschusses der Beklagten über die Vermin­
derung der Planstellen bei den Landesarbeitsämtern 
und den Arbeitsämtern beruhe, dieser Beschluß aber 
keine geeignete Rechtsgrundlage für die Kündigung ab­
geben könne, weil er ohne die gebotene Mitwirkung des 
Hauptpersonalrats zustande gekommen sei. Weiter sieht 
die Klägerin die ihr gegenüber ausgesprochene Kündi­
gung deshalb als rechtsunwirksam an, weil nicht der 
bei dem Arbeitsamt bestehende Personal­
rat für die Erteilung der Zustimmung zuständig gewe­
sen sei, sondern lediglich der Hauptpersonalrat bei 
der Beklagten. Diese Zuständigkeit des Hauptpersonal­
rats ergebe sich daraus, daß der Leiter des Arbeits­
amtes M ^ S E S B H B T  im Hinblick auf den ihn bindenden 
Beschluß des Verwaltungsausschusses zu einer Rücknah­
me der Kündigung nicht befugt gewesen sei.

Es kann dahingestellt bleiben, ob der Hauptperso­
nalrat der Beklagten bei dem Beschluß über die Stellen­
verminderung nach § 73 PersVG hätte mitwirken müssen. 
Auch wenn man dieses unterstellt, ist die der Klägerin 
gegenüber ausgesprochene Kündigung nicht unwirksam.

Der Beschluß des Verwaltungsausschusses bedeutete 
nämlich nicht, daß in jedem Pall Entlassungen von Ar­
beitnehmern bei den Landesarbeitsämtern und den Ar­
beitsämtern vorgenommen werden mußten. Die erstrebte 
Verminderung des Personals hätte auch dann erreicht 
werden können, wenn aus sonstigen Gründen freiwerden­
de Planstellen nicht wieder besetzt worden wären. Wä­
re es also möglich gewesen, die erstrebte Planstellen­
verminderung dadurch zu erreichen, daß solche Arbeits­
plätze, die durch Ausscheiden ihres bisherigen Inha­
bers, z. B. wegen Tod, Versetzung in den Ruhestand oder

keit der von dem Direktor des Arbeitsamtes B
,m 29. Juni 1956 ausgesprochenen Kündigung. Die-
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anderer Gründe frei wurden, nicht wieder besetzt wurden, so 
hätte es einer Kündigung von Arbeitnehmern durch die Dienst­
stellenleiter in Ausführung des Beschlusses des Verwaltungs­
ausschusses überhaupt nicht bedurft. Insbesondere sieht aber 
der Beschluß des Verwaltungsausschusses nicht vor, daß gera­
de bei dem Arbeitsamt ^ei dessen Hebenstelle
Selb die Klägerin beschäftigt war, Kündigungen vorgenommen 
werden mußten. Jedenfalls sieht der Beschluß nicht vor, daß 
gerade die Klägerin entlassen werden mußte.

Vielmehr ist, sofern die Ausführung des Beschlusses des 
Verwaltungsausschusses auch Personaleinsparungen beim Ar­
beitsamt erforderlich machte, die Durchführung
dem Direktor des Arbeitsamtes HMBSTin eigener Zu­
ständigkeit übertragen worden. Das ist entscheidend. Denn 
er hatte die entsprechenden Maßnahmen nunmehr zu treffen. 
Wenn er dabei eine Kündigung der Klägerin gegenüber für an­
gebracht und erforderlich hielt, so war es zwar notwendig, 
aber auch genügend, das Mitwirkungsrecht des Personalrats 
beim Arbeitsamt WMS (§ 70 Abs. lb) Ziff. 5 PersVG)
so zu beachten, wie es § 61 PersVG vorschreibt. Hur die die 
Klägerin treffende konkrete Maßnahme und Entscheidung, näm­
lich die Kündigung ihres Arbeitsverhältnisses, ist hier dar­
aufhin zu prüfen, ob hierbei das Mitwirkungsrecht der zu­
ständigen Arbeitnehmervertretung, das ist der Personalrat 
des Arbeitsamtes durch die zuständige Dienst­
stelle der Beklagten, nämlich das Arbeitsamt 
ordnungsgemäß beachtet worden ist. Das ist aber unstreitig 
der Pall gewesen. Der zuständige Personalrat hat also gemäß 
§§ 70, 61 PersVG mitgev/irkt und hat sogar seine Zustimmung 
zu der beabsichtigten Maßnahme, nämlich der Kündigung ge­
genüber der Klägerin, erteilt.

Bei dieser Rechtslage mußte die Revision der Klägerin 
mit der Kostenfolge aus § 97 Abs. 1 ZPO zurückgewiesen wer­
den.

Prau Bundesrichter
t, t> -  ̂ Dr. Meier-Scherling ^ , ...gez. Dr. Poelmann befindet sich in Ur- Dr* Schröder

laub und ist an der
Dr. Gerland ünterschriftsleistung w . Hüsingverhindert 5
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